
 
 

 

 

Ausbau des Mühlbaches zur Erschließung von Möggenweiler, Markdorf -  

Bekanntgabe des Ergebnisses der allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalles nach dem 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 7 Abs. 1 i. V. m. § 5 Abs. 2 UVPG) 
  

Im Zusammenhang mit der Erschließung von Möggenweiler soll der teils in offenem, teils in verdoltem 

Querschnitt verlaufende Mühlbach, zur Ertüchtigung der Ableitung des anfallenden Wassers zum Hoch-

wasserschutz ausgebaut werden.  

 

Gemäß der vorliegenden Planung gliedert sich der Bauabschnitt in 155 m bestehende Dole und etwa 

125 m offenen Mühlbach. Die Planung sieht vor, den verdolten Bereich mit einheitlicher Nennweite von 

DN 1000 zu versehen und etwa 70 cm tiefer zu legen. In dem offenen Bachabschnitt wird die Böschung 

zur Straße hin durch einen Steinsatz gestützt und die Böschung zu den Grundstücken hin durch eine 

Steinschüttung geschützt. Auf 38 m erfolgt eine Sicherung mit Weidenfaschinen.  

 

Durch das Vorhaben werden der Bachverlauf in diesem Bereich und die Hydraulik des Baches verändert. 

Hierbei handelt es sich um eine wesentliche Umgestaltung, die einen Gewässerausbau gemäß § 67 

Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) darstellt.  

 

Nach § 7 Abs. 1 S. 1 i. V. m. Nr. 13.18.1 der Anlage 1 Liste „UVP-pflichtige Vorhaben“ zum UVPG bedarf 

der Ausbau eines Gewässers, sofern es sich nicht um eine naturnahe Umgestaltung handelt, einer all-

gemeinen Vorprüfung des Einzelfalls zur Feststellung, ob eine Pflicht zur Durchführung einer Umwelt-

verträglichkeitsprüfung besteht.  

 

Durch das Vorhaben sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. Das Gewässer  

war im Bereich der geplanten Maßnahme auch bisher bereits teilweise verdolt, d. h. nicht naturnahe  

ausgebaut. Ein Bereich der Ortslage von Möggenweiler ist als Überschwemmungsgebiet erfasst.  

Die hydraulische Situation des Mühlbaches wird durch die geplante Maßnahme verbessert, die Gefahr 

von Hochwasser damit minimiert. Die Wasserqualität soll sich durch die Verlegung neuer Regenwasser- 

und Schmutzwasserkanäle und die künftig ordnungsgemäße Ableitung von Schmutz- und Regenwasser 

verbessern. Es sind keine Anhaltspunkte für erhebliche Umweltauswirkungen auf die Funktion der 

einzelnen Schutzgüter und ihrer Wechselwirkungen und damit irreversible oder dauerhaft nachteilige 

Auswirkungen auf den Natur- und Landschaftshaushalt durch das Vorhaben ersichtlich. Weitere ökolo-

gische Empfindlichkeiten des Gebietes sind nicht ersichtlich.   

 

Bei planmäßiger Ausführung des Vorhabens sowie Einhaltung der Nebenbestimmungen der wasser-

rechtlichen Plangenehmigung, ist mit einer Beeinträchtigung von Schutzgütern nicht zu rechnen.  

 

Im Rahmen der überschlägigen Prüfung durch die allgemeine Vorprüfung unter Berücksichtigung der  

in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien wurde festgestellt, dass erhebliche nachteilige Umwelt-

auswirkungen von dem geplanten Gewässerausbau des Mühlbaches nicht zu erwarten sind und  

somit für das beantragte Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-

prüfung besteht.  

 

Gemäß § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG ist diese Feststellung nicht selbständig anfechtbar. 

 

 

Friedrichshafen, 17. Juli 2020 

Landratsamt Bodenseekreis 


